Deutscher Bundestag 
4. Wahlperiode 


Drucksache IV/ 3709 


Bericht 

des Haushaltsausschusses 
(13. Ausschuß) 

gemäß § 96 der Geschäftsordnung 

über den von den Abgeordneten 
Dr.Rutschke, Weber (Georgenau), Schmidt) Kempten), Dr.Danz, 
Reichmann und Genossen eingebrachten Entwurf eines Acht- 
zehnten Gesetzes zur Änderung des Lastenausgleichs 
(18. ÄndG LAG) 

— Drucksachen IV/3346, IV/3645 — 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Achtzehnten Gesetzes zur Änderung des Lastenausgleichs- 
gesetzes (18. ÄndG LAG) 

— Drucksachen lV/3383, lV/3645 — 


Bericht des Abgeordneten Windelen 


Der Haushaltsausschuß hat in seiner Sitzung am 
30. Juni 1965 die Gesetzentwürfe — Drucksachen 
IV/3346, IV/3388 — in der vom federführenden Aus- 
schuß für den Lastenausgleich erarbeiteten Fassung 
— Drucksache IV/3645 — als Finanzvorlage nach 
§ 96 Abs. 3 der Geschäftsordnung des Deutschen 
Bundestages behandelt und festgestellt, daß der 
Bundeshaushalt 1965 durch diesen Gesetzentwurf 
nicht belastet wird. 

Mit Rücksicht auf die Belastung der kommenden 
Haushaltsjahre schlägt der Haushaltsausschuß jedoch 
vor, folgenden Änderungen zuzustimmen: 


1. In § 1 erhalt Nummer 14 folgende Fassung: 

„14. § 250 wird wie folgt geändert: 

a) ln Absatz 3 treten an Stelle der Worte 
„des Absatzes 4" die Worte „der Ab- 
sätze 4 und 5". 

b) In Absatz 4 Satz 1 werden nach dem 
Wort „Zinszuschlag" die Worte einge- 
fügt „vorbehaltlich des Absatzes 5". 

c) In Absatz 4 werden die Sätze 2 und 3 
durch folgenden Satz ersetzt: 
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„Treffen tatsächlich vor dem 1. Januar 
1953 eingetretene Vertreibungsschäden 
mit tatsächlich nach dem 31. Dezember 
1952 eingetretenen Vertreibungsschäden 
zusammen, ist der Zinszuschlag vorbe- 
haltlich des Absatzes 5 zu gewähren 

1. vom 1. Januar 1953 ab für den- 
jenigen Teil des zuerkannten 
Endgrundbetrags, der sich für 
die tatsächlich vorher einge- 
tretenen Vertreibungsschäden 
allein als Endgrundbetrag er- 
geben hätte, 

2. vom Beginn des in Satz 1 be- 
stimmten Vierteljahres ab für 
den Rest des zuerkannten End- 
grundbetrags." 

d) Folgende Absätze 5 und 6 werden an- 
gefügt: 

„(5) übersteigt der zuerkannte End- 
grundbetrag den Endgrundbetrag, der 
sich nach der vor dem 1. Juli 1965 gel- 
tenden Fassung der §§ 243 bis 249 a er- 
geben hätte (früherer Endgrundbetrag), 
wird der Zinszuschlag für den über- 
steigenden Betrag (Mehrbetrag) erst vom 
1. Juli 1965 ab gewährt, sofern und so- 
weit der Zinszuschlag nicht nach Ab- 
satz 4 von einem späteren Zeitpunkt ab 
zu gewähren ist. 

(6) Sind in den Fällen des Absatzes 5 
Aufbaudarlehen nach § 258 oder Zahlun- 
gen an Kriegsschadenrente nach §§ 278 a, 
283 und 283 a mit Wirkung auf einen vor 
dem 1. Juli 1965 liegenden Zeitpunkt auf 
die Hauptentschädigung anzuredmen, 
hat die Anrechnung auf den früheren 
Endgrundbetrag V orrang vor der An- 


rechnung auf den Mehrbetrag. Für die 
Fälle des Absatzes 4 gilt dies entspre- 
chend." 

In § 1 Nr. 33 erhält Buchstabe b folgende Fassung: 

,b) Folgender Absatz 4 wird angefügt: 

„(4) Durch Rechtsverordnung kann be- 
stimmt werden, daß dem am 1, Januar 1966 
Berechtigten, dem der Verlust von Hausrat 
als unmittelbar Geschädigtem entstanden ist, 
ab 1. Januar 1967 auf Antrag zu dem Ent- 
schädigungsbetrag nach Absatz 1 Satz 1 ein 
Anspruch auf einen weiteren Zuschlag in 
Höhe von 300 Deutsche Mark zuerkannt 
wird. Diese Ansprüche werden nach Maßgabe 
der verfügbaren Mittel erfüllt. Durch Rechts- 
verordnung kann die Reihenfolge der Er- 
füllung bestimmt werden. § 252 Abs. 3 bis 5 
ist entsprechend anzuwenden. Die Erfüllung 
der Ansprüche nach Satz 4 ist unbeschadet 
des in § 252 Abs. 5 bezeichneten Betrags bis 
zu einem Gesamtbetrag von einer Milliarde 
Deutsche Mark zulässig." ' 

In § 1 erhält Nr. 37 folgende Fassung: 

,37. In § 323 wird an Absatz 1 folgender Satz 4 
angefügt: 

„Durch Rechtsverordnung können ab 1. Ja- 
nuar 1966 unbeschadet des Absatzes 8 nach 
Maßgabe der verfügbaren Mittel für künf- 
tige Rechnungsjahre bis zu je 200 Millionen 
Deutsche Mark, insgesamt bis zu 400 Mil- 
lionen Deutsche Mark, bereitgestellt wer- 
den." 


Der Haushaltsausschuß sieht den Gesetzentwurf 
mit der Haushaltslage als vereinbar an, wenn den 
vorgeschlagenen Änderungen zugestimmt wird. 


Bonn, den 30. Juni 1965 


Der Haushaltsausschuß 

Schoettle Windelen 

Vorsitzender Berichterstatter 


erledigt in der 195. Plenarsitzung am 1. Juli 1965 



